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2 Auf Ihren Bericht vom 14. Januar d. Js. 
fl a6 der 1 Burg Kauper im Landkreiſe 
Cottbus das Enteignungerecht für die zur Aus⸗ 
führung eines Wegenetzes innerhalb ihrer Gemarkung 
erforderlichen Bun verleihen. Die eingereichte 

olgt zurück. 

e den 25. Januar 1909. 

f gez. Wilhelm R. 

(J B. 811.) gegengez. Breitenbach. 

106. Der Abſatz 2 der Nummer 10 der Vor⸗ 

ſchriften über den Umfang der Befugniſſe und Ver⸗ 

pflichtungen ſowie über den Geſchäftsbetrieb der 

Stellenvermittler für Bühnen- Angehörige vom 

31. Januar 1902 (O MBl. S. 66) erhält folgende 

Faſſung: 3 i 

„Stellenvermiſtler dürfen nicht in einem 
Dienſtverhältniſſe zu Bühnenleitern ſtehen. Ferner 
iſt den Stellenvermittlern unterſagt: 

a) der Betrieb des Gewerbes eines Schau⸗ 
ſpielunternehmers ſowie jede Beteiligung 
an ſolchen Gewerbebetrieben: 

b) der Verlag von Bühnenwerken ſowie jede 
auf die Aufführung folder Werke ab⸗ 
zielende Tätigkeit.“ 

Die vorſtehende Aenderung tritt ſofort in Kraft. 

n, den 3. Februar 1909. 
8 Mie für Handel und Gewerbe. 
(J Bg. 878.) Delbrück. 


dnungen und Bekanntmachungen der 
Königl. Regierung zu Frankfurt a. Oder. 
107. Der Sonderplan, betreffend die Normali⸗ 
fierung des Deiches des Croſſener Deichverbandes 
von der Mündung des Bober bis Pollenzig, liegt 
in der Zelt vom 22. Februar bis einſchl. 8. März 


d. Is. auf der Waſſerbauinſpektſon zu Croſſen und 
vom 15. bis einſchl. 22. März d. Je. bei dem 
Herrn Deichhauptmann Ühden in Sorge öffentlich 
zur allgemeinen Kenntnis aus. Anträge auf Ab⸗ 
änderungen find gemäß $ 6 des Odergeſetzes vom 
12. Auguſt 1905 innerhalb 4 Wochen nach der 
erfolgten Bekanntmachung bei dem Herrn Ober⸗ 
präfidenten der Provinz Schleſien zu ſtellen. 

Frankfurt a. O., den 8. Februar 1908. 

(IW. 2028/08.) Der Regierungspräſident. 
108. Die auf den Seiten 17 bis 19 in der 
Sonderbeilage zum Amtsblatt Stück 30 für 1906 
abgedruckten Ausführunge beſtimmungen des Bundes⸗ 
rats werden hiermit in Erinnerung gebracht. Ins⸗ 
beſondere wird darauf aufmerkſam gemacht, daß 
auch von allen ſeit dem 1. Juli 1906 im Roms 
munaldienſte angeſtellten oder beſchäftigten In⸗ 
validen und Rentenempfängern die Benfions-(Renten-) 
Quittungsbücher zur Regelung der Penſions⸗(Renten⸗) 
Bezüge der Betreffenden an uns einzureichen ſind. 
Frankfurt a. O., den 8. Februar 1908. 

Königliche Regierung. 
109. Auf Grund einer mit der Niederländifchen 
Regierung getroffenen Vereinbarung iſt zu Nr. 7 
der Ausführungsanweiſung zum deutſch niederländi⸗ 
ſchen Niederlaſſungsvertrage vom 17. Dezember 1904 
(Sonderbeilage zum Amtsblatt Stück 9 für 1907) 
folgender Nachtrag ergangen: 

In Fällen, in denen die Ausweiſung hilfs⸗ 
bedürftiger Perſonen durch Zahlung der Verpflegungs⸗ 
koſten ſeitens des zur Uebernahme verpflichteten 
Teiles abgewendet werden ſoll, regelt ſich das Ver⸗ 
fahren, nachdem die Ausweiſung in Gemäßheit des 
Abſatzes 6 der Nr. 7 der Ausführungsanwelſung) 


vorbereitet iſt, in folgender Weiſe: 
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1. Ausweiſungen nach den Niederlanden. 

Beantragt die niederländiſche Grenzbehörde 
zugleich mit der Anerkennung der Uebernahmepflicht 
auf Wunſch der niederländiſchen Heimatsbehörde bei 
der diesſeitigen Grenzbehörde, daß von der Aus⸗ 
weiſung gegen Zahlung der Verpflegungskoſten bis 
auf weiteres abgeſehen werden möge, ſo hat die 
Grenzbehörde den Antrag an die ausweiſende Be⸗ 
hörde weiterzugeben. Dieſe prüft den Antrag im 
Einvernehmen mit dem Armenverbande, welcher 
den Hilfsbedürftigen unterſtützt und teilt das Er⸗ 
gebnis der Grenzbehörde mit, und zwar im Falle 
der Zuſtimmung unter genauer Angabe der Höhe 
der zu erſetzenden Koſten, der Zahlungstermine und 
der empfangsberechtigten Kaſſe. Dabei iſt als 
Beginn der Zahlungsverpflichtung grundſätzlich der 
Tag anzuſehen, an dem die niederländiſche Grenz⸗ 
behörde die Uebernahmeerklärung abgegeben hat. 
Die diesſeitige Grenzbehörde gibt die Erklärung der 
ausweiſenden Behörde an die niederländiſche Grenz⸗ 
behörde weiter, die ſie der Heimatsbehörde über⸗ 
mittelt. Kommt eine Einigung zuſtande, ſo erfolgt 
die Zahlung der Koſten in der Weiſe, daß die 
empfangsberechtigte inländiſche Kaffe zu den verein⸗ 
barten Zahlungsterminen die fälligen Beträge durch 
Poſtauftrag bei der Niederländiſchen Geſandtſchaft 
in Berlin auf Koſten der letzteren erhebt; dem Poſt⸗ 
auftrage, der ſich um die dadurch entſtehende Gebühr 
erhöht, iſt die vollzogene Quittung beizufügen. 

Der in der Genehmigung des Antrages der 
niederländiſchen Behörden liegende Verzicht auf die 
Uebernahme des Hilfsbedürftigen iſt jederzeit wider⸗ 


ruflich. 
2. Uebernahme nach Deutſchland. 

Das Verfahren regelt ſich entſprechend den 
vorſtehend unter Nr. 1 getroffenen Beſtimmungen. 

Iſt eine Einigung erzielt, ſo werden die zu 
erſtattenden Verpflegungskoſten von der zahlungs⸗ 
pflichtigen deuiſchen Behörde der empfangsberechtigten 
niederländiſchen Behörde unmittelbar portofrei durch 
Poſtanweiſong überſandt. Der Poſteinlieferungsſchein 
dient als Quittung. 

Frankfurt a. O., den 3. Februar 1909. 

(I A. 540.) Der Regierungspräſident. 
110. Am 1. April d. Js. treten die Artikel 1 
und 2 des Geſetzes, betreffend die Aenderung des 
Geſetzes über den Unterſtützungswohnſitz und die 
Einführung dieſes Geſetzes in Elſaß⸗Lothringen vom 
30. Mai v. Js. (RG Bl. S. 377) in Kraft. Durch 
dieſelben wird das bisher gültige Reiche geſetz über 
den Unterſtützungswohnſitz in folgenden weſentlichen 
Punkten abgeändert, bezw. ergänzt. 

1. Die Altersgrenze für den ſelbſtändigen Er⸗ 
werb und Verluſt des Unterſtützungswohnſitzes wird 
vom zurückgelegten 18. Lebensjahr auf das zurück⸗ 
gelegte 16. Lebensjahr herabgeſetzt. 

2. Die Friſt, deren Ablauf den Erwerb und 
Verluſt des Unterſtützungswohnſitzes bedingt, wird 
von 2 Jahren auf 1 Jahr abgekürzt. 


3. Mit Nüdfiht auf bie bisherige Recht⸗ 
ſprechung des Bundesamts für das Heimatweſen 
(Entſch. Bd. 26 S. 1 ff. und Band 28 S. 1 ff.) 
ftelt die Novelle feſt, daß Aenderungen, die in der 
örtlichen Abgrenzung der Orisarmenverbände während 
des Laufes der einjährigen Frift (vgl. Nr. 2) ein⸗ 
treten, z. B. Vereinigung zweler Ortsarmenverbände 
oder Einverleibung eines Ortsarmenverbandes in 
einen anderen oder Abtrennung von Teilen eines 
Ortsarmen verbandes und Vereinigung der Teile mit 
anderen Ortsarmenverbänden uſw., eine Unter⸗ 
brechung des Friſtenlaufes nicht zur Folge haben 
ſollen, daß es vielmehr ſo angeſehen werden ſoll, als 
ob die Friſt ihren Lauf ſchon in dem neu ab⸗ 
gegrenzten Armenverband begonnen hätte. 

4. Die Haftung des Ortsarmenverbandes des 
Dienſt⸗ oder Arbeitsortes für den Fall der Krank⸗ 
heit nach § 29 des bisher gültigen Unterſtützungs⸗ 
wohnſitzgeſetzes wird durch die Novelle wie folgt 
abgeändert: 

a) Die Haftung wird von 13 auf 26 Wochen 

ausgedehnt. 

b) Während die Erkrankung bisher am Dienſt⸗ 
oder Arbeitsorte ſelbſt eingetreten ſein mußte, 
iſt es fortan unerheblich, wo die Erkrankung 
eingetreten iſt. 

e) Demnach hat der Ortsarmenverband des 
Dienſt⸗ oder Arbeitsortes in Zukunft nicht 
nur die ihm ſelbſt erwachſenen Koſten der 
erforderlichen Kur und Verpflegung end⸗ 
gültig zu tragen, ſondern muß, wenn die 
Krankenpflege von einem anderen Ortsarmen⸗ 
verbande gewährt worden iſt, dieſem die 
Koſten erſtatten. 

d) Bisher war zur Begründung der Fürſorge⸗ 
pflicht des Ortsarmenverbandes des Dienſt⸗ 
oder Arbeitsortes nur erforderlich, daß die 
durch Krankheit hilfsbedürftig gewordene 
Perſon in einem Dienft« oder Arbeltsverhält⸗ 
nis ſtand, das nicht auf den Zeitraum von 
weniger als einer Woche beſchränkt war. 
Künftig muß der zu Verpflegende in eben 
dem Dienſt⸗ oder Arbeits verhältniſſe, während 
deſſen Fortdauer die Hilfsbedürftigkeit ein⸗ 
getreten iſt, ſchon mindeſtens eine Woche tat⸗ 
ſächlich geſtanden haben. 

Bisher trat die Verpflichtung des Ortsarmen⸗ 
verbandes des Dlenſt⸗ oder Arbeltsortes nur 
ein, wenn das Dienſt⸗ oder Arbeitsverhältnis 
zurzeit der Erkrankung noch beſtand. Fortan 
tritt die Fürſorgepflicht auch dann noch ein, 
wenn die durch Krankheit hervorgerufene 
Hllfsbedürftigkeit innerhalb einer Woche nach 
Beendigung desſelben hervortritt. 

Die im Abſatz 3 des 829 in der bisher 
geltenden Faſſung vorgeſchriebene Benach⸗ 
richtigung des endgültig verpflichteten Orts⸗ 
armenverbandes iſt in Zukunft nicht mehr 
erforderlich. 
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8) Die Verpflichtung des Ortsarmenverbandes 
des Dienſt⸗ oder Arbeitsortes zur endgültigen 
Tragung der Koſten der Kur und Verpflegung 
für 26 Wochen beſteht künftig, wie bisher, 
auch für den Fall der Erkrankung der An: 
gehörigen des Dienſtverpflichteten oder Arbeit⸗ 
nehmers, ſofern ſie ſeinen Unterſtützungswohnſitz 
teilen. Künftig iſt aber die Verpflichtung 
ferner davon abhängig, daß die Angehörigen 
ſich bei Eintritt der Hilfsbedürftigkeit bei 
dem Familienhaupt befinden. Außerdem 
darf fortan nicht eine Verpflichtung eines 
anderen Ortsarmenverbandes zur Gewährung 
von Kur⸗ und Verpflegungskoſten dadurch 
begründet ſein, daß die Angehörigen ſelbſt 
im Dienſt oder Arbeitsverhältnis geſtanden 


haben. | 
h) Die bisher geſetzlich nicht geregelte Frage, 
inwieweit die ſeitens einer Krankenkaſſe 
einem Kaſſenmitgliede gewährte Unterſtützung 
auf die dem Ortsarmenverbande des Dienſt⸗ 
oder Arbeitsortes obliegende Unterſtützungs⸗ 
pflicht Einfluß hat, wird durch die Novelle 
dahin entſchieden, daß einerfeits der Zeitraum, 
während deſſen ein erkranktes Kaſſenmitglied 
durch die Krankenkaſſe unterftügt worden iſt, 
zugunſten des Armenverbandes des Dienſt⸗ 
oder Arbeitsortes auf die 26 wöchentliche 
Friſt anzurechnen iſt, daß andererſeits aber 
die Verpflichtung dieſes Verbandes zur 
Unterſtützung während des Reſtes der 
26 wöchentlichen Friſt ohne Rückſicht darauf 
eintritt, ob inzwiſchen das die Fürſorgepflicht 
begründende Dienſt⸗ oder Arbeitsverhältnis 
gelöſt iſt oder nicht. 

5. Der 8 33 des bisher geltenden Unter⸗ 
ſtützungswohnſißgeſetzes findet fortan auch Anwendung 
auf die Fälle, in denen ein Deutſcher, der keinen 
Unterſtützungswohnſitz hat, auf Antrag eines Kon⸗ 
ſuls oder Geſandten des Reiches aus dem Aus⸗ 
lande übernommen wird. 

Ebenſo wird der § 37 des preußiſchen Geſetzes, 
betreffend die Ausführung des Bundesgeſetzes über 
den Unterſtützungswohnſitz vom 8. März 1871 auf 
dieſe Fälle ausgedehnt. 

Frankfurt a. O., den 5 Februar 1909. 
(10. 288.) Der Reglerungspräſident. 
111. Auf Grund des § 5 a Abſ. 2 des Kranken⸗ 
verſicherungsgeſetzes beſtimme ich, daß die von dem 
Kreiſe Lübben beſchäftigten, kraft Geſetzes dem Ver⸗ 
ſicherungszwange unterliegenden Chauſſeeſtreckenar⸗ 
beiter bei der für ihren Wohnort (ſtändigen Aufent⸗ 
haltsort) und, wenn ſie einen ſolchen nicht haben, 
für ihren vorübergehenden Aufenthaltsort zuſtändigen 
Gemeindekrankenverſicherung zu verſichern ſind. 

Frankfurt a. Q., den 6. Februar 1909. 

Der Regierungspräſident. 


112. Nachdem die vereinigte Schuhmacher⸗ und 
Sattler⸗Innung (Freie Innung) in Lagow ihre Um⸗ 
wandlung in eine Zwangsinnung für das Schuh⸗ 
machergewerbe beantragt hat, wird hiermit bekannt 
gemacht, daß der Herr Landrat in Zielenzig von 
mir zum Kommiſſar behufs Ermittelung der Mehr: 
heit der Beteiligten ernannt worden iſt. 
Frankfurt a. O., den 8. Februar 1909. 
Der Regierungspräftdent. 
113. Es iſt zur Kenntnis der zuſtändigen 
Herren Reſſortminiſter gelangt, daß einzelne Polizei⸗ 
behörden von der Sperrung von Wegen für den 
Kraftfahrzeugverkehr dem Kaiſerlichen Automobilklub 
nicht immer die im Abſ. 3 der Erläuterungen 
zu 21 der „Grundzüge“ betr. den Verkehr mit Kraft⸗ 
fahrzeugen, vorgeſchriebene Mitteilung machen. Ich 
weiſe daher erneut auf die Beachtung des durch 
meine Rundverfügung vom 16. Januar 1907 I A. 343 
mitgeteilten Runderlaſſes vom 29. Dezember 1906 
II B. 3 1435 M. d. ö. A., IIa 9037 M. d. J. hin. 
Frankfurt a. O., den 9. Februar 1909. 
Der Regierungspräſident. 
114. Zufolge Anordnung des Herrn Miniſters 
der öffentlichen Arbeiten werden nachſtehend die Be⸗ 
dingungen für die Bewerbung um Arbeiten und 
Lieferungen zur öffentlichen Kenntnis gebracht. 
Dieſe Bedingungen kommen allgemein für die Ver⸗ 
gebung von Arbeiten und Lieferungen bei der 
Ausführung von Bauten im Bereiche der allge⸗ 
meinen Bauverwaltung, der Staatseiſenbahn⸗ und 
Bergverwaltung, der Handels⸗ und Gewerbever⸗ 
waltung, der landwirtſchaftlichen, der Domänen⸗ 
und Forſtverwaltung, ſowie der Verwaltung des 
Innern und der geiſtlichen, Unterrichts⸗ und 
Medizinalverwaltung zur Anwendung. 
Frankfurt a. O., den 8. Februar 1909. 
Der Regierungspräſident. 
Bedingungen 
für die Bewerbung um Arbeiten und 
Lieferungen. 
Perſönliche Tüchtigkeit und Leiſtungs⸗ 
fähigkeit der Bewerber. 
Bei der Vergebung von Arbeiten oder Lie⸗ 
ferungen hat niemand Ausſicht, als Unternehmer 
angenommen zu werden, der nicht für ihre tüchtige 
und pünktliche Ausführung die erforderliche Sicher⸗ 
heit bietet. 
8 2. Einſicht und Bezug der 
Verdingungsunterlagen. 
Verdingungs⸗Anſchläge, Zeichnungen, Bedin⸗ 
gungen uſw. ſind an den in der Ausſchreibung 
bezeichneten Stellen einzuſehen. Vervielfältigungen 
werden auf Erſuchen gegen Erſtattung der Selbſt⸗ 
koſten verabfolgt, ſoweit fie vorrätig find, oder 
durch die verfügbaren Hilfskräfte neu angefertigt 
werden können. Der Name des Bewerbers, an 
den die Verdingungsunterlagen verabfolgt find, 
wird nicht bekannt gegeben. 
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§ 3. Form und Inhalt der Angebote. 


(1) Die Angebote find unter Benutzung der 
etwa vorgeſchriebenen Vordrucke, von den Bewerbern 
unterſchrieben, mit der in der Ausſchreibung gefor⸗ 


derten Unterſchrift verſehen, verſchloſſen, porlo⸗ und 


beſteügeldfrei bis zu dem angegebenen Zeitpunkte 


einzureichen. 
(2) Die Angebote müſſen enthalten: 


a) die ausdrückliche Erklärung, daß der Bewerber 
ſich den Bedingungen, die der Ausſchreibung 


zugrunde gelegt ſind, unterwirft; 


b) Die Angabe der geforderten Preiſe nach Reichs: 
währung, und zwar ſowohl der Preiſe für die 
Einheiten als auch der Geſamtforderung in 

ſtimmt die Angabe 


Zahlen und Buchſtaben; 
der Einheitspreiſe in Zahlen mit der in Buch⸗ 


ſtaben nicht überein, ſo ſoll die Angabe in Buch⸗ 
ſtaben maßgebend ſein; die Geſamtforderung wird 


aus den Einheitspreiſen rechneriſch feſtgeſtellt; 

e) die genaue Bezeichnung und Adreſſe des 
Bewerbers; 

d) von gemeinſchaftlich bietenden Perſonen die 

Erklärung, daß ſie ſich für das Angebot als 

Geſamtſchuldner verbindlich machen, ſowie die 

Bezeichnung eines zur Geſchäſtsführung und 

zur Empfangnahme der Zahlungen Besoll⸗ 

mächtigten; letzteres Erfordernis gilt auch für 
die Gebote von Geſellſchaften und juriſtiſchen 

Perſonen; 

nähere Angaben über die Bezeichnung der etwa 

mit eingereichten Proben. Die Proben ſelbſt 

müflen ebenfalls vor der Verhandlung zur 

Eröffnung der Angebote eingeſandt und derart 

bezeichnet ſein, daß ſich ohne weiteres erkennen 

läßt, zu welchem Angebot ſie gehören; 

1) die etwa vorgeſchrlebenen Angaben über die 
Bezugsquellen der Waren und dle zu deren 
Herſtellung verwendeten Roh: und Hilfsſtoffe. 
3) Angebote, die dieſen Vorſchriften nicht ent⸗ 

ſprechen, insbeſondere ſolche, die bezüglich des Gegen⸗ 

ſtandes von der Ausſchreibung ſelbſt abweichen oder 
das Gebot an Sonderbedingungen knüpfen, haben 
keine Ausſicht auf Berückſichtigung. 

8 4. Wirkung des Angebots. 

(1) Die Bewerber bleiben von dem Eintreffen 
des Angebots bei der ausſchreibenden Behörde bis 
zum Ablauf der feſtgeſetzten Zuſchlagsfriſt an ihre 
Angebote gebunden. 

2) Die Bewerber unterwerfen ſich mit Abgabe 
des Angebots wegen aller für ſie daraus entſtehen⸗ 
den Rechte und Verbindlichkeiten der Zuſtändigkeit 
der Gerichte des Ortes, an dem dle ausſchreibende 
Behörde ihren Sitz hat. 

§ 5. Erteilung des Zuſchlags. 

(1) Der Zuſchlag wird von dem mit der Aus⸗ 
ſchreibung beauftragten Beamten oder von der aus⸗ 
fchreibenden Behörde oder von einer dieſer über⸗ 
geordneten Behörde entweder in der von dem ge⸗ 


— 
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wählten Unternehmer mit zu vollziehenden Verhand⸗ 
lungs⸗Niederſchrift oder durch beſondere ſchriftliche 
Mitteilung erteilt. 

(2) Letzterenfalls iſt der Zuſchlag mit bindender 
Kraft erfolgt, wenn die Benachrichtigung hiervon 
innerhalb der Zuſchlagsfriſt als Depeſche oder Brief 
dem Telegraphen⸗ oder Poſtamt zur Beförderung 
an die in dem Angebot bezeichnete Adreſſe übergeben 
worden iſt. 

(3) Diejenigen Bewerber, die den Zuſchlag 
nicht erhalten, werden benachrichtigt, und zwar er⸗ 
folgt die Nachricht als portopflichtige Dienſtſache. 
Proben werden im Falle der Ablehnung des An⸗ 
gebots nur dann zurückgegeben, wenn dies in dem 
Angebotsſchreiben ausdrücklich verlangt oder ein 
dahin gehender Antrag innerhalb vier Wochen nach 
Eröffnung der Angebote geſtellt wird, vorausgeſetzt, 
daß die Proben bei den Prüfungen nicht verbraucht 
ſind. Die Rückſendung erfolgt alsdann auf Koſten 
des betreffenden Bewerbers. Eine Rückgabe findet 
im Falle der Annahme des Angebots in der Regel 
nicht ſtatt; wertvolle Proben können jedoch auf die 
zu liefernde Menge angerechnet, oder, ſoweit an⸗ 
gängig, nach beendeter Lieferung dem Unternehmer 
auf feine Koſten wieder zugeſtellt werden. b 

(4) Eingereichte Entwürfe werden geheim ge⸗ 
halten und auf Verlangen zurückgegeben. 

(6) Den Empfang des Zuſchlagsſchreibens hat 
der Unternehmer umgehend ſchriftlich zu beſtätigen. 

Beurkundung des Vertrages. 
(1) Der Bewerber, der den Zuſchlag erhält, 


iſt verpflichtet, auf Erfordern über den durch die 


Erteilung des Zuſchlags zuſtande gekommenen Ver⸗ 
trag eine ſchriftliche Urkunde zu vollziehen. 

(2) Sofern die Unterſchrift des Bewerbers der 
Behörde nicht bekannt iſt, bleibt vorbehalten, ihre 
Beglaubigung zu verlangen. 

(3) Die der Ausſchreibung zugrunde liegenden 
Verdingungsanſchläge, Zeichnungen, Bedingungen 
uſw., welche bereits durch das Angebot anerkannt 
ſind, hat der Bewerber bei Abſchluß des Vertrages 
mit zu unterzeichnen. 

8 7. Sicherheits leiſtung. 

Innerhalb 14 Tage nach der Erteilung des 
Zuschlags hat der Unternehmer die vorgefchriebene 
Sicherheit zu beſtellen, widrigenſalls die Behörde 
befugt iſt, von dem Vertrage zurückzutreten und 
Schadenerſatz zu beanſpruchen. 

8 8. Koſten der Ausſchreibung. 

Zu den durch die Ausſchreibung ſelbſt entſtehen⸗ 
den Koſten hat der Unternehmer nicht beizutragen. 
115. Unter Beziehung auf meine Verfügung 
vom 15. Dezember 1908 — I A 9329 — weiſe 
ich erneut darauf hin, daß die Anträge auf Auf⸗ 


nahme der Namen vertragsbrüchig gewordener aus⸗ 


ländiſcher Arbeiter in die Liſte von Perſonen, nach 
denen Nachforſchungen anzuſtellen ſind, ſtets durch 


Ausfüllen eines Bogens nach Muſter II melner 
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Verfügung vom 30. Juni 1906, I A 5238 zu ber 
wirken find. Die Nummer der Legitimationskarte 
ſowie der Name des Grenzamts oder der Ab⸗ 
fertigungsſtelle, iſt in die Spalte „Bemerkungen“ 
zu ſetzen — vergl. auch Zentralpolizeiblatt Stück 9285 
vom 13. Januar 1909 unter Nr. 73 — 76. — 

Die Bekanntmachungen betr. ausländiſche Per⸗ 
ſonen, die wegen Kontraktbruchs ausgewieſen 
find, find in gewöhnlichem Schriftſatze einzuſenden 
und ſinden im Zentralpolizeiblatt Aufnahme unter 
der Rubrik: B Ausweiſungen von Ausländern aus 
dem preußiſchen Staatsgeblete oder anderen deutſchen 
Bundesſtaaten. 

Frankfurt a. O,, den 12. Februar 1909. 

Der Regierungspräſident. 
Bekanntmachung des Regierungs- 
Präfidenten zu Potsdam. 

116. Zufolge des Beſchluſſes des Bundesrats 
vom 25. Juni 1908 ſind neue Beſtimmungen be⸗ 
treffend die Statiſtik des Verkehrs und der Waſſer⸗ 
ſtände auf den deutſchen Binnenwaſſerſtraßen mit 
dem 1. Januar 1909 in Kraft getreten. j 

Gemäß der von den zuſtändigen Preußiſchen 
Herreu Miniſtern erlaſſenen Ausführungs⸗ und 
Dienſtvorſchriften vom 24. Dezember 1908 haben 
als ſtatiſtiſche Anmeldeſtellen für dieſe Statiſtik 
zu gelten: 


für die Durchgangsſtellen an der Grenze die 
Grenzzollſtellen; 

für die 1 Schleuſen die Schleuſen⸗ 
beamten; R 

für die ſtaatlichen und kommunalen Häfen die 
Hafenverwaltungen; 


e Eiſenbahnumſchlagſtellen, je nach den ört⸗ 
8 hen Vehlen die Hafen⸗ oder Eiſenbahn⸗ 
ltungen; 

für ge leg Löſchſtellen die Beſitzer dleſer 

Stellen; für die Ausladungen am freien 

Ufer außerhalb der Häfen und Löſchſtellen: 

a) ſofern hierzu die Genehmigung der Strom⸗ 

poligeibehörbe linde de an: die die Ge⸗ 

erteilende N 
b) r Fällen der Ortsvorſteher 
adeortes. m 4 

en Gemeinde mehrere Häfen, Löſch⸗ 

oder Umſchlagſtellen vorhanden, ſo iſt für die Aus⸗ 

führung der ſtatiſtiſchen Arbeiten die betreffende 
Gemeinde als ein Hafen anzuſehen. 

Vorſtehendes wird mit dem Bemerken zur 
öffentlichen Kenntnis gebracht, daß innerhalb der 
Provinz Brandenburg mit der Beaufſichtigung dieſer 
ſtatiſtiſchen Erhebungen für die Märkiſchen Waſſer⸗ 
ſtraßen mit Ausnahme der Berliner der unterzeichnete 
Regierungspräſident, als Chef der Verwaltung der 
Märkiſchen Waſſerſtraßen, beauftragt iſt. 

Die betreffenden ſtatiſtiſchen Anmeldeſtellen 
werden von dem Unterzeichneten, ſoweit es nicht 
bereits geſchehen iſt, mit näherer Anweiſung ſowie 


mit den erforderlichen Druckſachen und Fermularen 
pp. verſehen werden. 
Potsdam, den 2. Februar 1909. 
Der Regierungspräſident 
als Chef der Verwaltung der Märkiſchen Waſſerſtraßen. 
In Vertretung: von Jagow. 
Perfougl-Kachrichten. 
117. Seine Majeſtät der König haben geruht, 
den Regierungsaſſeſſor 2Wallroth in Frankfurt a. O. 
zum Stellvertreter des Reglerungspräſidenten im 
Bezirksausſchuſſe zu Frankfurt a. O., abgeſehen vom 
Vorſitze, auf die Dauer ſeines Hauptamtes am Sitze 
des Bezirksausſchuſſes zu ernennen. 

8. Die Wiederwahl des Bürgermeiſters 
Matz zu Neuwedell zum Bürgermeister der Stadt 
Neuwedell auf eine weitere geſetzliche zwölfjährige 
Dienſtperiode iſt beſtätigt worden. 

119. Der Regierungsaſſeſſor Heine in Sorau 
Mieberlaufig) iſt an die Königliche Regierung in 
Stade verſetzt worden. 

0. Ernannt: zum Ober ⸗Poftſekretär der 
Poſtſekretär Liebig in Sommerfeld (Bz. Ffo.) 
121. Verſetzt: Waſſerbauwart Heinrich am 
1. Januar 1909 von Güflebiefe nach Küſtrin. 

Ernannt: Wehr⸗ und Schleufenmeifter Wolff 
aus Rogau vom 1. Januar 1909 ab zum Waſſer⸗ 
bauwart in Güſtebieſe. 

122. Perſonal veränderungen 
im Bezirke des Kammergerichts im Monat 
Dezember 1908. 
(Fortſetzung von Nr. 5.) 
VI. Subalternbeamte. 

Verſetzt ſind: Piepkorn vom Amts⸗ 
gericht in Luckenwalde, der Landgerichtsſekretär 
Maguns vom Landgericht III in Berlin und 
der Erſte Gerichtsſchreiber, Amtsgerichtsſekretär 
Reichelt vom Amtsgericht in Finſterwalde, letzterer 
unter Beilegung der Funktion als Kaſſenbeamter 
an das Amtsgericht Berlin⸗Mitte, der Landgerichts⸗ 
ſekretär Otto Jacob vom Landgericht 1 in Berlin 
an das Landgericht III in Berlin, der bisherige 
Oberſekretär, Rechnungsrat Schüler vom Amts⸗ 
gericht Berlin⸗Mitte an das Landgericht I in Berlin, 
der Sekretär Willy Wetzel von der Staats⸗ 
anwaltſchaft in Prenzlau an die Staatsanwaltſchaft I 
in Berlin, der Amtsgerichtsaſſiſtent Peltzer vom 
Amtsgericht Berlin⸗Wedding an das Amtsgericht in 
Liebenwalde, der Landgerichtsaſſiſtent Zee vom 
Landgericht IT in Berlin an das Amtsgericht Berlin⸗ 
Wedding, der Gerichtsvollzieher Böhlke vom Amts⸗ 
gericht Berlin-Tempelhof an das Amtsgericht in 
Forſt i. L., Webling in Rheinsberg an das 
Amtsgericht Berlin⸗Tempelhof. Die Verſetzung des 
Gefängnisſekretärs Böſenberg vom Strafgefängnis 
zu Tegel an das Strafgefängnis zu Plötzenſee iſt 
zurückgenommen. g 

Verliehen iſt beim Uebertritt in den Ruheſtand: 
dem Oberſekretär, Rechnungsrat Wichel bei dem 


Amtsgericht in Neu⸗Kuppln der Königliche Kronen: 
Orden III. Klaſſe, dem Amtsgerichtsſekretär, 
Rechnungsrat Guſtav Brandin vom Amtsgericht 
Berlin⸗Mitte der Rote Adler⸗Orden IV. Klaſſe, 
den Amtsgerichtsſekretären Philipp Fiſcher vom 
Amtsgericht Berlin⸗Mitte und Emil Benecke vom 
Amtsgericht Berlin⸗Schöneberg und dem Gerichts⸗ 
vollzieher Korth vom Amtsgericht Berlin Mitte 
der Königliche Kronen⸗Orden IV. Klaſſe, dem Amts⸗ 
gerichtsſekretär Johannes Schulze vom Amtsgericht 
Berlin⸗Mitte der Charalter als Rechnungsrat. 
Geſtorben find: der Amtsgerichtsſekretär Gleiche 
vom Amtsgericht Berlin⸗Mitte und der Kanzliſt 
Norpagel vom Amtsgericht Berlin-Mitte. 
123. Es ſind ernannt worden: zu Amtsvor⸗ 
ftehern: 1. der Königliche Forſtmeiſter Jacobi zu 
Maſſin für den Amtsbezirk 5 Maſſin im Kreiſe 
Landsberg a. W, 2. der Mühlenbeſitzer Otto 
Barſch zu Kalkmühle für den Amtsbezirk 8 Neu⸗ 
walde im Kreiſe Oſtſternberg, 3. der Ritterguts⸗ 
pächter Simon zu Reichenwalde für den Amts⸗ 
bezirk 7 Reichenwalde im Kreiſe Weſtſternberg; 
zu Amtsvorſteherſtellvertretern: 1. der Gemeindevor⸗ 
ſteher Handroſch zu Lauta für den Amtsbezirk 28 
Koſchen im Kreiſe Calau, 2. der Amtsſekretär Dreſcher 
zu Sorge für den Amtsbezirk 6 Sorge im Kreiſe 
Croſſen a. O., 3. der Landwirt Kretzſchmar zu 
Wugarten für den Amtsbezirk 6 Wugarten im Krelſe 
Friedeberg, 4. der Gemeindevorſteher Wolff zu 
Gabow für den Amtsbezirk 22 Neu⸗Tornow im 
Kreiſe Königsberg Nm., 5. der Rittergutsbeſitzer 
Dr. Middeldorf zu Adamsdorf für den Amts⸗ 
bezirk 27 Adams dorf im Kreiſe Soldin, 6. der 
Gemeindevorſteher Schulze zu Reichenwalde für 
den Amtsbezirk 7 Reichenwalde im Kreiſe Weſt⸗ 
ſternberg, 7. der Domänenpächter Polen zu Döbbernitz 
für den Amtsbezirk 8 Groß⸗Gandern im Kreiſe 
Weſtſternberg, 8. der Lehngutsbeſitzer Doebis zu 
Laubow für den Amtsbezirk 16 Klauswalde im 
Kreiſe Weſtſternberg, 9. der Rittergutspächter Beer 
zu Wilkau für den Amtsbezirk 9 Wilkau im Kreiſe 
Züllichau⸗Schwiebus. 
124. Der Oberlehrer am Gymnaſium zu 
Kattowitz Kurt Gallus iſt vom 1. April d. Js. 
ab als Oberlehrer an der Realſchule zu Kottbus 
angeſtellt worden. 
125. Dem cand. phil. Rudolf Walter in 
Kleinloitz, Kreis Spremberg, iſt die Erlaubnis zur 
Annahme der Stelle als Hauslehrer und Erzieher 
im Regierungsbezirke erteilt worden. 
126. Der Lehrerin Fräulein Charlotte Dteidel 
iſt die Erlaubnis zur Unterrichtserteilung an der 
Familienſchule in Letſchin vom 1. April 1909 ab 
gegeben worden. 
127. Dem Fräulein Gertrud Lockhoff in 
Seitwann, Kreis Guben, iſt die Erlaubnis zur Ans 
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nahme der Stelle als Hauslehrerin und Erzieherin 
im Regierungsbezirke erteilt worden. 

128. Dem Fräulein Eliſe Sperber in Witt⸗ 
mannsdorf, Kreis Lübben, ift die Erlaubnis zur An⸗ 
nahme der Stelle als Hauslehrerin und Erzieherin 
im Regierungsobezirke erteilt worden. 

129. Der bisherige Domhilfsprediger Paul 
Ludwig Guftav Carmeſin iſt zum Pfarrer der 
Parochie Bottſchow, Diözefe Sternberg II, beſtellt 
worden. 

130. Erledigt iſt die unter dem Patronat des 
Stifts zu Neuzelle, vertreten durch die Königliche 
Regierung in Frankfurt a. O., fiehende Oberpfarr⸗ 
ſtelle in Neuzelle, Diözeſe Guben, durch Ableben 
des Inhabers des Seminar und Waiſenhaus⸗ 
direktors, Oberpfarrers Schulrat Noack am 2. De⸗ 


zember 1908. 
Vermiſchtes. 
131. Die nächſte Prüfung der Zeichenlehrer 
und Zeichenlehrerinnen findet 
Mittwoch den 30. Juni d. Is. vormittags 
9 Uhr und an den folgenden Tagen 
in der Königlichen Kunſtſchule, hier, Kloſterſtraße 75, 
ſtatt. Meldungen zu dieſer Prüfung ſind uns 
ſpäteſtens bis zum 31. Mai d. Js. einzureichen. 
Berlin, den 4. Februar 1909. 
Königliches Provinzial⸗Schulkollegium. 
Mager. 
132. Bei dem Konſiſtorium der Provinz iſt 
Anzeige gemacht über folgende Geſchenke, welche 
neuerdings den mit den Diözeſen nachbenannten 
Kirchen pp. des Regierungsbezirks Frankfurt a. O. 
geſpendet wurden: Guben. K. Beitzſch. 1. Fr. 
Major v. Wiedebach — Noſtitz — Jänkendorf Alt., 
Kanzel⸗ u. Taufſteinbekleid. Cottbus. K. Jaenſch⸗ 
walde. 2. Darlehnekaſſenverein Kronleucht. 3. Ober⸗ 
förſter Stubenrauch 4 Wandleucht. 4. Geſangverein 
Wandleucht. K. Drewitz. 5. Bauer Balzke Kron⸗ 
leucht. Luckau. K. Kemlitz. 6. Rittergutsbeſ. 
v. Schlieben Reparatur d. Orgel. K. Waldow. 
7. Patron, Rittergutsbeſ. Fedkenhauer 4 Altarlichte. 
K. Golßen. 8. Familie Dr. Menzel Kronleucht. 
9. Konfirm. 2 Wandleucht. Soldin. K. Rehnitz. 
10. Patron, Geh. Kommerz.⸗Rat Oppenheim Ofen. 
Sternberg J. K. Zielenzig. 11. Ung. Abend⸗ 
mahlskanne f. d. Heidenmiſſion. Züllichau. Stadt⸗ 
pfarrk. Züllichau. 12. Mehr. Geber Teppich⸗ 
läufer. 13. Fr. Martin 2 Altarvaſen. 14. Fr. 
Blobel Altarteppich. 


KAT. 182. Königliches Konſiftorium. 
Freie Lehrerſtellen. 
133. Kreis Arnswalde: Schwachenwalde, K. u. 


1. L, G. 1350 M., 1. Mat. Kreis Luckau: Schön⸗ 

born, 3. L., G. 1000 M., 15. Februar. 
Bewerbungen find an die Königliche Regierung, 

Abteilung für Kirchen⸗ und Schulweſen, zu richten. 


Druck der Königl. Hofbuchdruckerei Trowitzſch K Sohn in Frankfurt a. O. 


